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Allgemeine Geschäftsbedingungen 
  

 
der Haas Abwassertechnik, Inh. Erwin Vogl e. K. 

§ 1 Geltungsbereich 

(1) Für alle Angebote und Lieferungen der Firma Haas Abwassertechnik (im Folgenden 
Verkäuferin genannt) sowie für Service- und Reparaturverträge, gelten ausschließlich die 
nachstehenden Bedingungen sowie ergänzend die gesetzlichen Regelungen. 
Entgegenstehende oder von diesen Geschäftsbedingungen abweichende 
Geschäftsbedingungen des Kunden werden nicht anerkannt, es sei denn, dass die Firma 
Haas Abwassertechnik diesen ausdrücklich schriftlich zugestimmt hat.  

(2) Diese Geschäftsbedingungen gelten auch für alle künftigen Geschäftsbeziehungen 
zwischen der Firma Haas Abwassertechnik und dem Kunden, aber nur im Geschäftsverkehr 
mit Unternehmern, juristischen Personen des öffentlichen Rechts und öffentlich-rechtlichen 
Sondervermögen im Sinne von §§ 14, 310 Abs. 1 BGB. 

§ 2 Angebot und Vertragsabschluss 
 
(1) Angebote der Verkäuferin sind freibleibend. Der Vertrag kommt erst durch eine auf die 
Bestellung des Kunden folgende Auftragsbestätigung der Verkäuferin zu Stande.  
 
(2). Ist die Bestellung des Kunden als Angebot im Sinne von § 145 BGB zu qualifizieren, so 
ist der Kunde 4 Wochen ab Abgabe seiner Erklärung an seine Bestellung gebunden. Der 
Vertrag kommt zustande, wenn die Verkäuferin die Annahme der Bestellung innerhalb dieser 
Frist schriftlich bestätigt oder die Lieferung ausführt. Der Vertrag kommt auch dann zu 
Stande, wenn die Lieferung erst nach Fristablauf erfolgt ist, sofern der Kunde die Ware nicht 
unverzüglich zurücksendet. 

§ 3 Überlassene Unterlagen 

An allen in Zusammenhang mit der Vertragsabwicklung dem Kunden überlassenen 
Unterlagen, wie z. B. Kalkulationen, Zeichnungen etc., behält sich die Verkäuferin 
Eigentums- und Urheberrechte vor. Diese Unterlagen dürfen Dritten nicht zugänglich 
gemacht werden, es sei denn, die Verkäuferin erteilt dazu dem Kunden ihre ausdrückliche 
schriftliche Zustimmung.  

§ 4 Preise  

Sofern nichts Gegenteiliges schriftlich vereinbart wird, gelten die Preise der Verkäuferin ab 
Werk ausschließlich Verpackung und zuzüglich Mehrwertsteuer in jeweils gültiger Höhe. 
Kosten der Verpackung werden gesondert in Rechnung gestellt. 

§ 5 Zurückbehaltungsrecht 
 
Zur Ausübung eines Zurückbehaltungsrechts ist der Kunde nur insoweit befugt, als sein 
Gegenanspruch auf dem gleichen Vertragsverhältnis beruht. 
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§ 6 Lieferzeit 

(1) Die Lieferung zu der, von der Verkäuferin angegebenen Lieferzeit, setzt die rechtzeitige 
und ordnungsgemäße Erfüllung der Verpflichtungen des Kunden voraus. Die Einrede des 
nicht erfüllten Vertrages bleibt vorbehalten. Die von der Verkäuferin genannten Liefertermine 
gelten unter dem Vorbehalt der richtigen und rechtzeitigen Selbstbelieferung. 

(2) Kommt der Kunde in Annahmeverzug oder verletzt er schuldhaft sonstige 
Mitwirkungspflichten, so ist die Verkäuferin berechtigt, den insoweit entstehenden Schaden, 
einschließlich etwaiger Mehraufwendungen ersetzt zu verlangen. Weitergehende Ansprüche 
bleiben vorbehalten. Führt der Annahmeverzug des Kunden zu einer Verzögerung der 
Auslieferung, so hat der Kunde der Verkäuferin für die Verzugsdauer die bei einer Spedition 
üblichen Lagerkosten zu erstatten. Die Verkäuferin ist stattdessen aber auch berechtigt, die 
Einlagerung der Sache bei einer Spedition vorzunehmen und dem Kunden die hierbei 
entstehenden tatsächlichen Aufwendungen zu berechnen. Im Falle des Annahmeverzuges 
oder des Schuldnerverzuges des Kunden geht die Gefahr eines zufälligen Untergangs oder 
einer zufälligen Verschlechterung der Kaufsache in dem Zeitpunkt auf den Kunden über, in 
dem dieser in Annahme- oder Schuldnerverzug geraten ist. 

(3) Die Verkäuferin haftet bei Verzögerung der Leistung in Fällen des Vorsatzes oder der 
groben Fahrlässigkeit der Verkäuferin oder eines Vertreters oder Erfüllungsgehilfen sowie 
bei einer schuldhaft verursachten Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit 
nach den gesetzlichen Bestimmungen. Außerhalb der Fälle des S.1 dieses Absatzes wird die 
Haftung der Verkäuferin wegen Verzugs für den Schadensersatz neben der Leistung auf 
insgesamt 5 % und für den Schadensersatz statt der Leistung (einschließlich des Ersatzes 
vergeblicher Aufwendungen) auf insgesamt 25 % des Wertes der Kaufsache begrenzt. 
Weitergehende Ansprüche des Kunden sind – auch nach Ablauf einer der Verkäuferin etwa 
gesetzten Frist zur Leistung – ausgeschlossen. Die Beschränkung gilt nicht bei schuldhafter 
Verletzung wesentlicher Vertragspflichten. Der Schadensersatzanspruch für die schuldhafte 
Verletzung wesentlicher Vertragspflichten ist jedoch auf den vertragstypischen 
vorhersehbaren Schaden begrenzt, soweit nicht zugleich ein weiterer Fall nach S. 1 dieses 
Absatzes gegeben ist. Das Recht des Kunden zum Rücktritt vom Vertrag bleibt unberührt. 

§ 7 Gefahrübergang bei Versendung 

Wird die Ware auf Wunsch des Kunden an diesen versandt, so geht mit der Absendung an 
den Kunden, spätestens mit Verlassen des Werks/Lagers der Verkäuferin die Gefahr des 
zufälligen Untergangs oder der zufälligen Verschlechterung der Ware auf den Kunden über. 
Dies gilt unabhängig davon, ob die Versendung der Ware vom Erfüllungsort erfolgt oder wer 
die Frachtkosten trägt. 

§ 8 Eigentumsvorbehalt 

(1) Die Verkäuferin behält sich das Eigentum an der gelieferten Sache bis zur vollständigen 
Zahlung sämtlicher Forderungen aus dem Kaufvertrag vor. Dies gilt auch für alle zukünftigen 
Lieferungen, auch wenn sich die Verkäuferin nicht stets ausdrücklich hierauf beruft. Die 
Verkäuferin ist berechtigt, die Kaufsache zurückzunehmen, wenn der Kunde sich 
vertragswidrig verhält. 

(2) Der Kunde ist verpflichtet, solange das Eigentum noch nicht auf ihn übergegangen ist, die 
Kaufsache pfleglich zu behandeln. Insbesondere ist er verpflichtet, diese auf eigene Kosten 
gegen Diebstahl-, Feuer- und Wasserschäden ausreichend zum Neuwert zu versichern. 
Müssen Wartungs- und Inspektionsarbeiten durchgeführt werden, hat der Kunde diese auf 
eigene Kosten rechtzeitig auszuführen. Solange das Eigentum noch nicht übergegangen ist, 
hat der Kunde die Verkäuferin unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen, wenn der 
gelieferte Gegenstand gepfändet oder sonstigen Eingriffen Dritter ausgesetzt ist. Soweit der 
Dritte nicht in der Lage ist, der Verkäuferin die gerichtlichen und außergerichtlichen Kosten 



 
 

Seite 3 von 6 

einer Klage gemäß § 771 ZPO zu erstatten, haftet der Kunde für den entstandenen Ausfall 
der Verkäuferin.  

(3) Der Kunde ist zur Weiterveräußerung der Vorbehaltsware im normalen Geschäftsverkehr 
berechtigt. Die Forderungen des Kunden gegen die Abnehmer aus der Weiterveräußerung 
der Vorbehaltsware tritt der Kunde schon jetzt in Höhe des vereinbarten Faktura-
Endbetrages (einschließlich Mehrwertsteuer) an die Verkäuferin ab. Diese Abtretung gilt 
unabhängig davon, ob die Kaufsache ohne oder nach Verarbeitung weiterverkauft worden 
ist. Der Kunde bleibt zur Einziehung der Forderung auch nach der Abtretung ermächtigt. Die 
Befugnis der Verkäuferin, die Forderung selbst einzuziehen, bleibt davon unberührt. Die 
Verkäuferin wird jedoch die Forderung nicht einziehen, solange der Kunde seinen 
Zahlungsverpflichtungen aus den vereinnahmten Erlösen nachkommt, nicht in 
Zahlungsverzug ist und insbesondere kein Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens 
gestellt ist oder Zahlungseinstellung vorliegt.  

(4) Die Be- und Verarbeitung oder Umbildung der Kaufsache durch den Kunden erfolgt stets 
Namens und im Auftrag für die Verkäuferin. In diesem Fall setzt sich das Anwartschaftsrecht 
des Kunden an der Kaufsache an der umgebildeten Sache fort. Sofern die Kaufsache mit 
anderen, der Verkäuferin nicht gehörenden Gegenständen verarbeitet wird, erwirbt die 
Verkäuferin das Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des objektiven Wertes der 
Kaufsache zu den anderen bearbeiteten Gegenständen zur Zeit der Verarbeitung. Dasselbe 
gilt für den Fall der Vermischung. Sofern die Vermischung in der Weise erfolgt, dass die 
Sache des Kunden als Hauptsache anzusehen ist, gilt als vereinbart, dass der Kunde der 
Verkäuferin anteilmäßig Miteigentum überträgt und das so entstandene Alleineigentum oder 
Miteigentum für die Verkäuferin verwahrt. Zur Sicherung der Forderungen der Verkäuferin 
gegen den Kunden tritt der Kunde auch solche Forderungen an die Verkäuferin ab, die ihm 
durch die Verbindung der Vorbehaltsware mit einem Grundstück gegen einen Dritten 
erwachsen. Die Verkäuferin nimmt diese Abtretung schon jetzt an. 

(5) Die Verkäuferin verpflichtet sich, die ihr zustehenden Sicherheiten auf Verlangen des 
Kunden freizugeben, soweit ihr Wert die zu sichernden Forderungen um mehr als 20 % 
übersteigt. 

§ 9 Sachmängelgewährleistung bei Kaufverträgen, Haftungsbegrenzung 
 
(1) Ist der Kunde Kaufmann, hat der Kunde innerhalb von 14 Tagen nach Eintreffen einer 
Lieferung beim Kunden sowohl Menge und äußere Erscheinung der gelieferten Produkte zu 
untersuchen und uns Mengenfehler und äußerlich erkennbare Mängel schriftlich anzuzeigen. 
Unterlässt er eine solche unverzügliche Anzeige, so gilt die Lieferung als genehmigt.  
 
(2) Sofern sich aus der Vereinbarung nichts anderes ergibt, ist der Sitz der Verkäuferin, 
Industriestraße 9, 86551 Aichach Ort der Nacherfüllung für alle Ansprüche des Kunden. 
 
(3) Die Verjährungsfrist für Sachmängel beträgt bei neu hergestellten Sachen 1 Jahr, wenn 
es sich bei dem Kunden nicht um einen Verbraucher handelt. Ansonsten gilt die gesetzliche 
Verjährungsfrist von 2 Jahren. Bei gebrauchten Waren beträgt die Verjährungsfrist 1 Jahr, 
wenn es sich bei dem Kunden um einen Verbraucher handelt. Wenn es sich bei dem Kunden 
nicht um einen Verbraucher handelt, erfolgt der Verkauf von gebrauchten Sachen unter 
Ausschluss jeglicher Sach- und Rechtsmängelhaftung, außer der Mangel wurde arglistig 
verschwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit der Sache übernommen (§ 444 
BGB). 
 
(4) Die Ansprüche auf Mangelbeseitigung des Kunden sind vorrangig auf einen 
Nacherfüllungsanspruch, d. h. Nachbesserungs- oder Ersatzlieferungsanspruch, beschränkt. 
Sofern der Kunde kein Verbraucher ist, die Verkäuferin das Wahlrecht zwischen 
Nachbesserung oder Ersatzlieferung. Bei Fehlschlagen der Nachbesserung oder 
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Ersatzlieferung kann der Kunde Minderung verlangen oder vom Vertrag zurücktreten. Die 
Voraussetzungen für die Ausübung des Rücktrittsrechts bestimmen sich nach § 323 BGB.  
 
(5) Im Fall eines Mangels, der auf einer fehlerhaften Montageanleitung beruht, besteht die 
Verpflichtung zur Sachmangelhaftung nur, wenn die Montage bzw. der Einbau der 
verkauften Sache fachkundig durchgeführt wurde. Die fachkundige Durchführung hat der 
Kunde darzulegen und zu beweisen.  
 
(6) Soweit der Kunde ein Verbraucher ist, gelten für Sach- und Rechtsmängel an Waren mit 
digitalen Elementen zusätzlich die auf digitale Elemente anwendbaren gesetzlichen 
Regelungen. 
 
(7) Bezüglich der Haftung auf Schadensersatz gilt die Haftungsbeschränkung gemäß § 11 
Abs. (1). 

 
§ 10 Sonderregeln bei Werkverträgen 

 
(1) Der Kunde ermächtigt die Firma Haas Abwassertechnik, Unteraufträge zur Abwicklung 
der entsprechenden Werkverträge zu vergeben.  
 
(2) Wegen unserer Forderung aus dem Auftrag steht der Firma Haas Abwassertechnik ein 
vertragliches Pfandrecht an den auf Grund des Auftrages in ihren Besitz gelangten 
Gegenständen zu. Das vertragliche Pfandrecht kann auch wegen Forderungen aus früher 
durchgeführten Arbeiten und sonstigen Leistungen geltend gemacht werden, soweit sie mit 
dem Auftragsgegenstand in Zusammenhang stehen. Für sonstige Ansprüche aus der 
Geschäftsverbindung gilt das vertragliche Pfandrecht nur, soweit diese unbestritten sind oder 
ein rechtskräftiger Titel vorliegt und der Auftragsgegenstand dem Kunden gehört. 
 
(3) Im Falle der Erstellung von Bauwerken und/oder der Erbringung von Planungs- oder 
Überwachungsleistungen hierfür gilt die gesetzliche Verjährungsfrist (§ 634 a Absatz 1 Nr. 2 
BGB), sofern für den jeweiligen Vertrag nicht die komplette Geltung der VOB/B vereinbart 
wurde. Im Übrigen verjähren Ansprüche des Kunden wegen Sachmängeln in einem Jahr ab 
Abnahme des Leistungsgegenstandes. Nimmt der Kunde den Auftragsgegenstand trotz 
Kenntnis eines Mangels ab, stehen ihm Sachmängelansprüche nur zu, wenn er sich diese 
bei der Abnahme vorbehält.  
 
(4) Ist Gegenstand des Auftrags die Lieferung herzustellender oder zu erzeugender 
beweglicher Sachen und ist der Kunde eine juristische Person des öffentlichen Rechts, ein 
öffentlich-rechtliches Sondervermögen oder ein Unternehmer, der bei Abschluss des 
Vertrages in Ausübung seiner gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt, 
verjähren Ansprüche des Kunden wegen Sachmängeln in einem Jahr ab Ablieferung. Für 
andere Kunden (Verbraucher) gelten in diesem Fall die gesetzlichen Bestimmungen.  
 
(5) Wenn die vom Kunden gelieferten Stoffe (insbesondere Einsatz-, Betriebs- und 
Verfahrensbedingungen, Rezepturen, Spezifikationen sowie sonstige für die zu erbringende 
Leistung erheblichen Umstände und Parameter) einen Mangel verursachen, ist eine Haftung 
der Firma Haas Abwassertechnik ausgeschlossen.  
 
(6) Im Übrigen gelten die kaufrechtlichen Vorschriften dieser Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen (§ 9 Abs. (3) bis (6), § 6 Abs. (1) und (3)) entsprechend, 
insbesondere die Haftungsbeschränkung bei Schadensersatz nach § 11 Abs (1). 
 
 

§ 11 Haftung 
 

(1) Die Firma Haas Abwassertechnik haftet nach den gesetzlichen Bestimmungen auf 
Schadensersatz, sofern der Kunde  
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a) Schadensersatzansprüche geltend macht, die auf einer gesonderten vertraglichen 
Beschaffenheitsgarantie oder dem Produkthaftungsgesetz beruhen; 
 
b) Schadensersatzansprüche geltend macht, die auf Arglist, Vorsatz oder grober 
Fahrlässigkeit, einschließlich Arglist, Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit unserer Vertreter 
oder Erfüllungsgehilfen beruhen. Ist der Kunde dabei kein Verbraucher (§ 13 BGB), ist bei 
grob fahrlässigem Verschulden die Haftung auf den vorhersehbaren, typischerweise 
eintretenden Schaden begrenzt;  
 
c) Schadensersatzansprüche geltend macht, die eine Verletzung von Leben, Körper 
und/oder Gesundheit zum Gegenstand haben; und/oder  
 
d) Schadensersatzansprüche oder sonstige Ansprüche geltend macht, die die Verletzung 
von wesentlichen vertraglichen Pflichten, der sog. Kardinalpflichten, zum Gegenstand haben. 
Kardinalpflichten sind solche Pflichten, die der Vertrag dem Kunden seinem Sinn und Zweck 
nach zu gewähren hat oder deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des 
Vertrages überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Vertragspartner 
regelmäßig vertraut und vertrauen darf.  
 
Außer in den Fällen a) - d) ist die Haftung der Firma Haas Abwassertechnik auf 
Schadensersatz, der keinen Verzugsschaden i. S. v. § 280 II BGB darstellt, ausgeschlossen. 
 
(2) Die Haftung wegen eines Verzugsschadens ist nach § 6 Abs. (3) beschränkt. 
 
(3) Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Kunden ist mit den vorstehenden 
Regelungen nicht verbunden. 

§12 Rücktritt und Entschädigung für nicht ausgeführte Bestellungen 

(1) Die Verkäuferin kann vom Vertrag zurücktreten, wenn ihr eine Zahlungseinstellung, die 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens, die Ablehnung der Insolvenzeröffnung mangels Masse, 
Wechsel- oder Scheckproteste oder andere konkrete Anhaltspunkte für Verschlechterungen 
in den Vermögensverhältnissen des Kunden bekannt werden.  

(2) Wenn die Verkäuferin aus Gründen, die der Kunde zu vertreten hat, vom Vertrag 
zurücktritt, oder wenn die Bestellung aus derartigen Gründen nicht ausgeführt wird, dann hat 
der Kunde für die Aufwendungen und den entgangenen Gewinn der Verkäuferin eine 
pauschale Entschädigung von 10% des Kaufpreises zu zahlen. Der Verkäuferin bleibt das 
Recht vorbehalten, einen nachweisbaren höheren Schaden geltend zu machen. Die 
pauschale Entschädigung mindert sich in dem Maße, wie der Kunde nachweist, dass 
Aufwendungen oder ein Schaden nicht entstanden sind. 
 

13 Höhere Gewalt 
 

(1) Sowohl die Firma Haas Abwassertechnik als auch der Kunde ist berechtigt, die Erfüllung 
von Verpflichtungen aus dem Vertrag für die Dauer der Behinderung auszusetzen, soweit die 
Leistungserbringung durch ein Ereignis, das die Erfüllung des Vertrags verhindert oder 
unangemessen erschwert, außerhalb der Kontrolle der Partei liegt, nach Vertragsschluss 
auftritt, zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des Auftrags nicht vernünftigerweise vorhersehbar 
war und von der betroffenen Partei nicht überwunden werden kann, insbesondere, aber nicht 
beschränkt auf, höhere Gewalt, Überschwemmung, Feuer, Erdbeben, außergewöhnliche 
klimatische Bedingungen, Unfälle, Explosionen, staatliche Maßnahmen, Handelssanktionen, 
Exportkontrollen, Krieg, Invasion oder Kämpfe (unabhängig davon, ob ein Krieg erklärt wurde 
oder nicht), terroristische Bedrohungen oder Handlungen, Aufruhr oder andere zivile 
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Unruhen, nationaler Notstand, Revolution, Aufstand, Epidemien, Pandemien, Abriegelungen, 
rechtmäßige Aussperrungen, Streiks oder andere Arbeitskämpfe, allgemeine 
Transporthindernisse, mangelnde Verfügbarkeit von geeigneten Materialien und Werkstoffen 
auf den Beschaffungsmärkten, Cyberangriffe (unter den eingangs genannten 
Voraussetzungen), Ausfälle von Telekommunikation oder Strom. 
 
(2) Das Coronavirus Covid-19 ist von der Weltgesundheitsorganisation am 11. März 2020 zu 
einer globalen Pandemie erklärt worden. Für den Fall, dass die Firma Haas Abwassertechnik 
durch Auswirkungen der Pandemie an der Ausführung des Vertrages gehindert wird, finden 
die Regelungen dieser Klausel trotz dieses den Parteien bei Vertragsschluss bekannten 
Umstands Anwendung, sofern die konkreten Auswirkungen der Pandemie auf den Vertrag, 
die zu der Behinderung führen, bei Vertragsschluss der Firma Haas Abwassertechnik nicht 
bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen.  
 
(3) Die von einem Ereignis höherer Gewalt betroffene Partei hat die andere Partei 
unverzüglich schriftlich darüber zu informieren und dabei die Art des Ereignisses und die 
voraussichtliche Dauer der Behinderung anzugeben. Ebenso wird die betroffene Partei die 
andere Partei darüber informieren, wenn das Ereignis höherer Gewalt nicht mehr existiert.  
 
(3) Jede Partei ist berechtigt, den Vertrag durch schriftliche Mitteilung an die andere Partei 
zu kündigen, wenn die Erfüllung des Auftrags aufgrund eines Ereignisses höherer Gewalt für 
mehr als 6 Monate ausgesetzt wird. Im Falle der Kündigung durch den Kunden ist dieser 
zum Ersatz der Firma Haas Abwassertechnik bis zum Zugang der Kündigung entstandenen 
Aufwendungen und zur Vergütung der bis zu diesem Zeitpunkt erbrachten Leistungen 
verpflichtet. 
 

§ 14 Datenschutz 
 
Die Verkäuferin erhebt im Rahmen der Abwicklung von Verträgen (personenbezogene) 
Daten des Kunden. Die Verkäuferin beachtet dabei insbesondere die Vorschriften der 
Datenschutzgrundverordnung, des Bundesdatenschutzgesetzes und Telemediengesetzes. 
Dem Kunden steht im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen das Recht zu, Auskunft über 
die ihn betreffenden gespeicherten personenbezogenen Daten zu erhalten oder diese 
einzusehen. Anfragen können schriftlich an mail@haas-abwassertechnik.de gerichtet 
werden. 

§ 15 Sonstiges 

(1) Verträge und die gesamten Rechtsbeziehungen der Parteien unterliegen dem Recht der 
Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des UN-Kaufrechts (CISG). 

(2) Erfüllungsort und ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus dem 
Vertragsverhältnis ist der Geschäftssitz der Verkäuferin, Industriestraße 9, 86551 Aichach. 

(3) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden oder eine 
Lücke enthalten, so bleiben die übrigen Bestimmungen hiervon unberührt. Die Parteien 
verpflichten sich, anstelle der unwirksamen Regelung eine solche gesetzlich zulässige 
Regelung zu treffen, die dem wirtschaftlichen Zweck der unwirksamen Regelung am 
nächsten kommt, bzw. diese Lücke ausfüllt. 

 

 
Haas Abwassertechnik 
Inh. Erwin Vogl e. K. 
Industriestraße 9 
86551 Aichach 
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